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80. Gesetz vom 5. Juli 1995, mit dem das Landesbeamtengesetz 1994
geändert wird (25. Landesbeamtengesetz-Novelle)

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Landesbeamtengesetz 1994, LGBl. Nr.
19, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl.
Nr. 41/1995, wird wie folgt geändert:

1. Der zweite Satz des § 1 hat zu lauten:
„Ausgenommen sind die im § 1 des Lan-

deslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1984, BGBl.
Nr. 302, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 297/1995, und die im § 1 des
Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 296, zu-
letzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 297/1995, genannten Personen.“

2. Im § 2 hat in der lit. a der Einleitungssatz
zu lauten:

„a) das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979,
BGBl. Nr. 333 (BDG 1979), zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 297/1995,
mit Ausnahme der Änderungen nach Art. I Z. 8,
10 und 11 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 277/
1991, nach Art. I Z. 9 des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 873/1992, nach Art. I Z. 12, 13, 19
und 20 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 16/1994,
nach Art. I des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 550/
1994, nach Art. I Z. 2 bis 4, 11, 12 bis 15 und 28
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 665/1994, nach
Art. I Z. 7 bis 62 des Bundesgesetzes BGBl. Nr.
43/1995 und nach Art. I Z. 5 bis 8 des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 297/1995 sowie mit folgen-
den Abweichungen:“

3. In der lit. a des § 2 wird in der Z. 4 der
Strichpunkt durch einen Punkt ersetzt und fol-
gende Bestimmung als Z. 5 angefügt:

„5. § 40 Abs. 2 BDG 1979 gilt nicht für die
Zuweisung neuer Aufgaben innerhalb des Auf-
gabenbereiches derselben Organisationseinheit
einer Dienststelle, die vom Leiter dieser Orga-
nisationseinheit im Rahmen der ihm nach den
organisationsrechtlichen Vorschriften übertra-
genen Leitungsbefugnis vorgenommen wird,
oder für den Entzug eines Teiles der einem Be-
amten zugewiesenen Aufgaben durch einen sol-
chen Leiter im Rahmen der ihm nach den orga-
nisationsrechtlichen Vorschriften übertragenen
Leitungsbefugnis. § 40 Abs. 2 BDG 1979 gilt
weiters nicht für das Enden des Zeitraumes ei-
ner befristeten Bestellung eines Beamten in ei-
ne Leitungsfunktion, ohne daß der Beamte wei-
terbestellt wird;“

4. Im § 2 hat in der lit. c die Z. 1 zu lauten:
„c) 1. das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54,

in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr.
677/1978 mit Ausnahme des § 83 sowie mit
folgenden Abweichungen:

aa) Soweit es zur Aufrechterhaltung des Dienst-
betriebes notwendig ist, kann die Landesregie-
rung für Bereiche mit Schicht- und Wechseldienst
die täglichen Zeiten, in denen Überstunden wäh-
rend der Nachtzeit zulässig sind, um höchstens
eine Stunde und den zeitlichen Geltungsbereich
des § 17 auf den Samstag erstrecken.

bb) Der Fahrtkostenanteil nach § 20b Abs. 3,
den der Beamte selbst zu tragen hat (Eigenan-
teil), kann durch Verordnung der Landesregie-
rung festgesetzt werden.

cc) Eine Verwendungszulage nach § 30a
Abs. 1 Z. 3, die in Hundertsätzen des Gehaltes
der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V bemes-
sen wird, darf diesen Gehalt nicht übersteigen.“
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5. Im § 2 hat in der lit. c die Z. 3 zu lauten:
„3. der Art. I Z. 2, 4 bis 6, 9 bis 14, 16, 17,

21 bis 23 und 62 der 35. Gehaltsgesetz-Novel-
le, BGBl. Nr. 561/1979,“

6. Im § 2 hat in der lit. c die Z. 10 zu lauten:
„10. der Art. I Z. 4 bis 7, 10, 11 und 75 der

47. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 288/
1988,“

7. Im § 2 hat in der lit. c die Z. 13 zu lauten:
„13. der Art. XVI Z. 1 und 3 des Bundesge-

setzes BGBl. Nr. 408/1990,“
8. Im § 2 hat in der lit. c die Z. 16 zu lauten:
„16. der Art. I Z. 2 bis 5 und 7 der 52. Ge-

haltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 466/1991,“
9. Im § 2 haben in der lit. c die Z. 18 bis 20

zu lauten:
„18. der Art. 1 Z. 1b und 2 der 53. Gehalts-

gesetz-Novelle, BGBl. Nr. 314/1992,
19. der Art. II Z. 2 und 3 des Bundesgeset-

zes BGBl. Nr. 873/1992,
20. der Art. 8 Z. 2 und 3 des Bundesgeset-

zes BGBl. Nr. 256/1993,“
10. In der lit. c des § 2 wird die Z. 21 auf-

gehoben. Die bisherigen Z. 22 bis 24 erhalten
die Ziffernbezeichnungen „21“ bis „23“.

11. Im § 2 hat in der lit. c die neue Z. 23 zu
lauten:

„23. der Art. II Z. 6 und 7 des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 665/1994,“

12. In der lit. c des § 2 werden folgende Be-
stimmungen als Z. 24 und 25 angefügt:

„24. der Art. II Z. 3 und 4 des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 43/1995,

25. der Art. II Z. 1 bis 10, 11, 12 und 14 des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 297/1995;“

13. Im § 2 hat in der lit. d die Z. 1 zu lauten:
„1. das Pensionsgesetz 1965, BGBl. Nr. 340,

zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 297/1995, mit Ausnahme der Änderungen
nach Art. VII des Bundesgesetzes BGBl. Nr.
550/1994 und nach Art. VIII Z. 2 des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 43/1995 sowie mit Ausnah-
me der Bestimmungen der §§ 13c und 13d,“

14. In der lit. e des § 2 wird im fünften Satz
das Zitat „zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 314/1994“ durch das Zitat „zu-
letzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 297/1995“ ersetzt.

15. Im § 2 hat in der lit. g der erste Teilsatz
zu lauten:

„g) das Nebengebührenzulagengesetz, BGBl.
Nr. 485/1971, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. Nr. 297/1995, mit Ausnahme
der Änderungen nach Art. VIII des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 550/1994, nach Art. V des Bun-

desgesetzes BGBl. Nr. 665/1994 und nach Art.
IX Z. 2 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 43/1995;“

16. § 5 hat zu lauten:

„§ 5
Außerdienststellung

für die Wahlwerbung

Dem Beamten, der sich um das Amt des Bun-
despräsidenten oder um ein Mandat im Eu-
ropäischen Parlament, im Nationalrat oder im
Landtag bewirbt, ist ab der Einbringung des
Wahlvorschlages bei der zuständigen Wahl-
behörde bis zur Bekanntgabe des amtlichen
Wahlergebnisses die erforderliche freie Zeit zu
gewähren.“

17. Im § 7 wird die Wortfolge „oder Vize-
präsident“ aufgehoben.

18. Im Abs. 1 des § 8 wird im zweiten Satz
das Zitat „Tiroler Bezügegesetz 1994, LGBl.
Nr. 59, in der jeweils geltenden Fassung“ durch
das Zitat „Tiroler Bezügegesetz 1995, LGBl.
Nr. 23, in der jeweils geltenden Fassung“ er-
setzt.

19. Nach § 8 wird folgende Bestimmung als
§ 8a eingefügt:

„§ 8a
Außerdienststellung

und Entfall der Bezüge von Mitgliedern
des Europäischen Parlaments

und der Kommission
der Europäischen Gemeinschaften

Der Beamte, der Mitglied des Europäischen
Parlaments oder der Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften ist, ist für die Dauer der
Ausübung dieses Mandates oder dieser Funk-
tion außer Dienst zu stellen. Die Dienstbezüge
entfallen für die Dauer der Ausübung dieses
Mandates oder dieser Funktion. Dienstbezüge
sind die im § 8 Abs. 3 genannten Geldleistun-
gen. § 13 Abs. 4 des Gehaltsgesetzes 1956 ist
sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, daß
an die Stelle des Karenzurlaubes die Dauer der
Ausübung dieses Mandates oder dieser Funk-
tion und an die Stelle des Monatsbezuges die
Dienstbezüge treten.“

20. Nach § 11 wird folgende Bestimmung als
§ 11a eingefügt:

„§ 11a
Verwaltungsdienstzulage

Die Verwaltungsdienstzulage beträgt mo-
natlich

a) in den Dienstklassen I bis V ....... S 1.627,–,
b) in den Dienstklassen VI bis IX..... S 2.068,–.“
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21. § 12 hat zu lauten:

„ § 12
Kinderzulage

Die Kinderzulage beträgt monatlich S 320,–.“

Artikel II
(1) Ansprüche auf den Grundbetrag der Haus-

haltszulage enden spätestens mit dem Ablauf
des 30. September 1995.

(2) Wenn die Voraussetzungen nach wie vor
gegeben sind, gelten Ansprüche auf einen Stei-
gerungsbetrag der Haushaltszulage ab 1. Okto-
ber 1995 als Ansprüche auf die Kinderzulage.

(3) Auf Karenzurlaube, die vor dem 1. Ok-
tober 1995 angetreten worden sind, ist § 10 des
Gehaltsgesetzes 1956 in der für Landesbeamte
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten-
den Fassung weiterhin anzuwenden.

(4) Auf Beamte, die
a) vor dem 1. Oktober 1995 in ein Dienst-

verhältnis zu einer inländischen Gebietskör-
perschaft eingetreten sind und

b) seither ohne Unterbrechung in einem
Dienstverhältnis oder in mehreren Dienstver-
hältnissen zu einer inländischen Gebiets-
körperschaft oder zu inländischen Gebietskör-
perschaften gestanden sind,

sind die Regelungen des § 12 des Gehalts-
gesetzes 1956 über die Berücksichtigung son-
stiger Zeiten in der für Landesbeamte bis zum
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fas-
sung weiterhin anzuwenden.

(5) Für die Anwendung des Abs. 4 sind fol-
gende Beschäftigungs- und Ausbildungsver-
hältnisse einem Dienstverhältnis zu einer in-
ländischen Gebietskörperschaft gleichgestellt:

a) Wehrdienst als Zeitsoldat nach § 32 des
Wehrgesetzes 1990, BGBl. Nr. 305, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr.
43/1995,

b) Teilnahme an der Eignungsausbildung
nach § 2b des Vertragsbedienstetengesetzes
1948, BGBl. Nr. 86, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 297/1995,

c) Verwendung im Unterrichtspraktikum im
Sinne des Unterrichtspraktikumsgesetzes, BG-
Bl. Nr. 145/1988, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 449/1994,

d) Tätigkeit als Lehrbeauftragter im Sinne
des § 2a Abs. 1 des Bundesgesetzes über die
Abgeltung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten
an Hochschulen, BGBl. Nr. 463/1974, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr.
367/1990, wenn

1. diesen Lektoren und Lehrbeauftragten be-
reits seit dem 1. Jänner 1991 ununterbrochen
remunerierte Lehraufträge erteilt worden sind,
die das im § 2a Abs. 1 und 2 des Bundesgeset-
zes über die Abgeltung von Lehr- und Prü-
fungstätigkeiten an Hochschulen genannte
Stundenausmaß in den darauffolgenden Seme-
stern im Durchschnitt jeweils insgesamt über-
schritten haben und

2. diese Lektoren und Lehrbeauftragten wäh-
rend dieses Zeitraumes in keinem anderen so-
zialversicherungspflichtigen Dienstverhältnis
gestanden sind.

(6) Abweichend vom § 60 Abs. 1 Z. 3 des
Pensionsgesetzes 1965 gilt für die Anwendung
des § 5 Abs. 2 und 3 des Pensionsgesetzes 1965
in der für Landesbeamte bis zum Inkrafttreten
dieses Gesetzes geltenden Fassung § 60 Abs. 1
Z. 2 des Pensionsgesetzes 1965 sinngemäß.

(7) Die §§ 3 Abs. 1, 7 Abs. 1, 8 Abs. 1 und
20 Abs. 1 des Pensionsgesetzes 1965 sind auf
Beamte, die vor dem 1. Oktober 1995 in ein
Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebiets-
körperschaft aufgenommen worden sind und
seit dem Zeitpunkt der Aufnahme bis zum Zeit-
punkt ihres Ausscheidens aus dem Dienststand
oder ihres Todes ununterbrochen in einem
Dienstverhältnis zu einer inländischen Ge-
bietskörperschaft stehen, sowie deren Hin-
terbliebene mit folgenden Maßgaben anzuwen-
den:

a) Die zur Entstehung des Anspruches auf
den Ruhegenuß erforderliche Gesamtdienst-
zeit beträgt abweichend vom § 3 Abs. 1 des
Pensionsgesetzes 1965 zehn Jahre.

b) Der Ruhegenuß beträgt abweichend vom
§ 7 Abs. 1 des Pensionsgesetzes 1965 bei einer
ruhegenußfähigen Gesamtdienstzeit von zehn
Jahren 50 % der Ruhegenußbemessungsgrund-
lage und erhöht sich

1. für jedes weitere ruhegenußfähige Dienst-
jahr um 2 % und

2. für jeden restlichen ruhegenußfähigen
Dienstmonat um 0,167 %

der Ruhegenußbemessungsgrundlage; das
sich daraus ergebende Prozentausmaß ist auf
zwei Kommastellen zu runden.

c) Bei der Anwendung des § 8 Abs. 1 des
Pensionsgesetzes 1965 ist der unter Abs. 7 fal-
lende Beamte so zu behandeln, als ob er eine
ruhegenußfähige Gesamtdienstzeit von zehn
Jahren aufzuweisen hätte.

d) Bei der Anwendung des § 20 Abs. 1 des
Pensionsgesetzes 1965 sind die Hinterbliebe-
nen des unter Abs. 7 fallenden Beamten so zu
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behandeln, als ob der Beamte eine ruhegenuß-
fähige Gesamtdienstzeit von zehn Jahren auf-
gewiesen hätte.

(8) Für die Anwendung des Abs. 7 sind die
im Abs. 5 lit. a bis c genannten Beschäftigungs-
und Ausbildungsverhältnisse einem Dienstver-
hältnis zu einer inländischen Gebietskörper-
schaft gleichgestellt.

(9) Ist am 1. Jänner 1996 bereits die Hälfte
des

a) für die Vorrückung in die nächsthöhere
Gehaltsstufe,

b) für die Zeitvorrückung in die nächsthöhe-
re Dienstklasse oder

c) für das Erreichen der Dienstalterszulage
oder der erhöhten Dienstalterszulage

erforderlichen Zeitraumes verstrichen und
scheidet der Beamte längstens bis zum Ende des
nach den lit. a bis c jeweils in Frage kommen-
den Zeitraumes aus dem Dienststand oder aus
dem Dienstverhältnis aus, so sind der Beamte,
seine Hinterbliebenen und Angehörigen so zu
behandeln, als ob die Vorrückung oder Zeit-
vorrückung im Zeitpunkt des Ausscheidens aus
dem Dienststand oder aus dem Dienstverhält-
nis bereits eingetreten wäre oder der Beamte in
diesem Zeitpunkt bereits Anspruch auf die
Dienstalterszulage, die erhöhte Dienstalterszu-
lage oder die außerordentliche Vorrückung ge-
habt hätte. Auf Beamte, die zwischen dem
1. Oktober 1995 und dem 31. Dezember 1995
aus dem Dienststand oder aus dem Dienstver-
hältnis ausscheiden, ist § 5 Abs. 2 und 3 des
Pensionsgesetzes 1965 in der für Landesbeam-
te bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten-
den Fassung weiterhin anzuwenden.

(10) § 6 Abs. 3 des Pensionsgesetzes 1965 in
der für Landesbeamte bis zum Inkrafttreten die-
ses Gesetzes geltenden Fassung ist auf Beamte,
die bis zum 31. Dezember 1995 aus dem Dienst-
stand oder aus dem Dienstverhältnis ausschei-
den, weiterhin anzuwenden, wenn dies für sie
günstiger ist.

Artikel III
(1) Auf Landesbedienstete, die nicht Beam-

te sind, sind die §§ 5, 7, 8 und 8a in der Fas-
sung des Art. I Z. 16 bis 19 dieses Gesetzes
sinngemäß mit der Maßgabe nach Art. III der
10. Landesbeamtengesetz-Novelle, LGBl. Nr.
12/1985, anzuwenden.

(2) Auf Landesbedienstete, die nicht Beam-
te sind, ist Art. II Abs. 1 und 2 sinngemäß an-
zuwenden.

(3) Auf Landesbedienstete, die nicht Beam-
te sind, ist Art. III Z. 5 und 20 des Bundesge-

setzes BGBl. Nr. 43/1995 nicht anzuwenden.
(4) Auf Landesbedienstete, die nicht Beam-

te sind, ist Art. III Z. 13 und 14 des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 297/1995 nicht anzuwenden.

(5) Auf Landesbedienstete, die nicht Beam-
te sind, und die

a) vor dem 1. Oktober 1995 in ein Dienst-
verhältnis zu einer inländischen Gebietskör-
perschaft eingetreten und

b) seither ohne Unterbrechung in einem
Dienstverhältnis oder in mehreren Dienstver-
hältnissen zu einer inländischen Gebiets-
körperschaft oder zu inländischen Gebietskör-
perschaften gestanden

sind, ist Art. III Z. 6 des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 297/1995 nicht anzuwenden. Einem
Dienstverhältnis nach lit. b sind Beschäfti-
gungs- und Ausbildungsverhältnisse im Sinne
des Art. II Abs. 5 gleichgestellt.

(6) Auf Karenzurlaube von Landesbedien-
steten, die nicht Beamte sind, ist Art. III Z. 9
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 297/1995 nicht
anzuwenden, wenn der Karenzurlaub vor dem
1. Oktober 1995 angetreten wurde.

(7) In der Zeit vom 1. Mai 1995 bis zum
30. September 1995 ist Art. III Z. 1 bis 9, 11
und 12 des Bundesgesetzes BGBl. Nr.
297/1995 auf Landesbedienstete, die nicht Be-
amte sind, nicht anzuwenden.

Artikel IV
(1) Dieses Gesetz tritt, soweit in den Abs. 2

bis 7 nichts anderes bestimmt ist, mit 1. Okto-
ber 1995 in Kraft.

(2) Art. I Z. 12, soweit damit im § 2 lit. c Z. 24
der Art. II Z. 4 des Bundesgesetzes BGBl. Nr.
43/1995 für Landesbeamte in Geltung gesetzt
wird, tritt mit 1. Jänner 1994 in Kraft.

(3) Art. I Z. 11 sowie 12, soweit damit im § 2
lit. c Z. 24 der Art. II Z. 3 des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 43/1995 für Landesbeamte in Gel-
tung gesetzt wird, tritt mit 1. Juli 1994 in Kraft.

(4) Art. I Z. 15, soweit damit im § 2 lit. g der
Art. V Z. 1 und 2 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 665/1994 vom Geltungsbereich für Lan-
desbeamte ausgenommen wird, tritt mit 1. Ok-
tober 1994 in Kraft.

(5) Art. I Z. 2, soweit damit im § 2 lit. a der
Art. I Z. 1 bis 4 und 6 des Bundesgesetzes 
BGBl. Nr. 43/1995 für Landesbeamte in Gel-
tung gesetzt wird, Art. I Z. 13, soweit damit im
§ 2 lit. d Z. 1 der Art. VIII Z. 1 und 3 bis 12 des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 43/1995 und der
Art. IV des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 132/
1995 für Landesbeamte in Geltung gesetzt wer-
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den, Art. I Z. 15, soweit damit im § 2 lit. g der
Art. IX Z. 1 und 3 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 43/1995 für Landesbeamte in Geltung ge-
setzt wird sowie der Art. VIII des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 550/1994 und der Art. V Z. 2a
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 665/1994 vom
Geltungsbereich für Landesbeamte ausgenom-
men werden, Art. I Z. 17 und 20, Art. III Abs. 1,
soweit damit für Landesbedienstete, die nicht

Beamte sind, der § 7 in der Fassung des Art. I
Z. 17 dieses Gesetzes für anwendbar erklärt
wird, sowie Art. III Abs. 3 treten mit 1. Jänner
1995 in Kraft.

(6) Art. III Abs. 4 bis 7 tritt mit 1. Mai 1995
in Kraft.

(7) Art. I Z. 1, 14 und 18 tritt mit dem Ab-
lauf des Tages der Kundmachung in Kraft.

81. Gesetz vom 5. Juli 1995, mit dem das Tiroler Landwirtschaftliche
Schulgesetz 1988 geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Tiroler Landwirtschaftliche Schulgesetz
1988, LGBl. Nr. 34, wird wie folgt geändert:

1. § 2 hat zu lauten:

„§ 2
Gliederung

Die Berufs- und Fachschulen sind berufs-
bildende Sekundarschulen, wobei die Berufs-
schulen Pflichtschulen und die Fachschulen
mittlere Schulen sind.“

2. Der Abs. 2 des § 5 hat zu lauten:
„(2) Unter Erhaltung einer Berufs- oder Fach-

schule (eines Schülerheimes) versteht man
a) die Bereitstellung und Instandhaltung der

Schul-(Heim-)gebäude, der Schul-(Heim-)räu-
me und der anderen Schul-(Heim-)liegenschaf-
ten, deren Reinigung, Beleuchtung und Behei-
zung, die Anschaffung und Instandhaltung der
Einrichtungen und der Unterrichtsmittel, die
Deckung des sonstigen Sachaufwandes sowie
die Beistellung des zur Betreuung der Schul-
(Heim-)gebäude, der Schul-(Heim-)räume und
der anderen Schul-(Heim-)liegenschaften erfor-
derlichen Hilfspersonals;

b) die Bereitstellung und Instandhaltung der
zur Durchführung des praktischen Unterrich-
tes erforderlichen Wirtschaftsbetriebe, Werk-
stätten und Kursstätten, die Anschaffung und
Instandhaltung der Betriebseinrichtungen, die
Anschaffung der Betriebsmittel, die Deckung
des sonstigen Sachaufwandes sowie die Bei-
stellung des zur Führung der Wirtschaftsbe-
triebe, Werkstätten und Kursstätten erfor-
derlichen Personals;

c) die Beistellung der erforderlichen Lehrer
und des erforderlichen Kanzleipersonals sowie
die Beistellung von Schulärzten zur Besorgung
der ihnen auf Grund dieses Gesetzes obliegen-
den Aufgaben;

d) bei Schülerheimen die Beistellung des er-
forderlichen Küchenpersonals und der erfor-
derlichen Erzieher.“

3. Der Abs. 3 des § 5 wird aufgehoben. Die
bisherigen Abs. 4 und 5 des § 5 erhalten die Ab-
satzbezeichnungen „(3)“ und „(4)“.

4. Der Abs. 4 des § 6 hat zu lauten:
„(4) Pflichtpraktika sind lehrplanmäßige

Tätigkeiten in einem Wirtschaftsbetrieb, die der
nachhaltigen Sicherung der insbesondere im
praktischen Unterricht erworbenen Kenntnisse
und Fertigkeiten dienen, die für alle Schüler der
betreffenden Berufs- oder Fachschule ver-

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Gstrein
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pflichtend sind und bei denen die Leistungen
des Schülers nicht beurteilt werden.“

5. Im § 6 wird folgende Bestimmung als
Abs. 8 angefügt:

„(8) Freiwillige Praktika sind lehrplanmäßi-
ge Tätigkeiten in einem Wirtschaftsbetrieb, die
der nachhaltigen Sicherung der insbesondere im
praktischen Unterricht erworbenen Kenntnisse
und Fertigkeiten dienen, zu denen die Schüler
sich anmelden müssen und bei denen die Lei-
stungen des Schülers nicht beurteilt werden.“

6. Die §§ 8 und 9 haben zu lauten:

„§ 8
Unentgeltlichkeit des Schulbesuches,

Lern- und Arbeitsmittelbeiträge

(1) Der Besuch öffentlicher Berufs- und
Fachschulen ist unentgeltlich.

(2) Die Einhebung von Lern- und Arbeits-
mittelbeiträgen (Abs. 3), von Beiträgen für die
Unterbringung, Verpflegung und Betreuung
von Schülern in öffentlichen Schülerheimen
(§ 35) und von Prämien für eine allfällige, er-
gänzend zur Pflichtversicherung der Schüler
nach den sozialversicherungsrechtlichen Vor-
schriften abgeschlossene Unfallversicherung
bleibt unberührt.

(3) Für die Anschaffung von Lern- und Ar-
beitsmitteln im praktischen Unterricht und im
Rahmen von verbindlichen und unverbind-
lichen Übungen kann der gesetzliche Schuler-
halter höchstens kostendeckende Lern- und Ar-
beitsmittelbeiträge einheben. Für die Einbrin-
gung der Lern- und Arbeitsmittelbeiträge steht
der ordentliche Rechtsweg offen. Bei der An-
schaffung von Lern- und Arbeitsmitteln ist
möglichst sparsam vorzugehen.

§ 9
Lehrpläne

(1) Die Landesregierung hat unter Berück-
sichtigung der Aufgabe der Berufs- bzw. Fach-
schule (§§ 15 und 20) und der daraus sich er-
gebenden Bildungserfordernisse nach den nähe-
ren Bestimmungen dieses Gesetzes durch Ver-
ordnung Lehrpläne für die Berufs- und Fach-
schulen zu erlassen. Bei der Erlassung der Lehr-
pläne ist weiters insbesondere auf die mit dem
gänzlichen oder teilweisen Abschluß der jewei-
ligen Schule verbundenen Berechtigungen und
Anrechnungen, auf die Übertrittsmöglichkeiten
nach § 75 sowie auf die nach sonstigen schul-
rechtlichen Vorschriften vorgesehenen Über-
trittsmöglichkeiten Bedacht zu nehmen.

(2) Die Lehrpläne haben zu enthalten:

a) das allgemeine Bildungsziel der Berufs-
bzw. Fachschulen und die allgemeinen didak-
tischen Grundsätze;

b) die Bildungs- und Lehraufgabe sowie den
Lehrstoff der einzelnen Unterrichtsgegenstände
und verbindlichen und unverbindlichen Übun-
gen;

c) die Aufteilung des Lehrstoffes auf die ein-
zelnen Schulstufen;

d) die Anzahl der Schularbeiten;
e) die einzelnen Unterrichtsgegenstände und

verbindlichen und unverbindlichen Übungen so-
wie deren Gesamt- oder Wochenstundenausmaß
in den einzelnen Schulstufen (Stundentafel);

f) die Art und die Dauer der Praktika in den
einzelnen Schulstufen; dabei ist auch zu be-
stimmen, inwieweit Praktika im elterlichen Be-
trieb absolviert werden dürfen.

(3) Die Lehrpläne haben weiters eine Er-
mächtigung zur Erlassung schulautonomer
Lehrplanbestimmungen zu enthalten (§ 9a).“

7. Nach § 9 wird folgende Bestimmung als
§ 9a eingefügt:

„§ 9a
Lehrplanautonomie

(1) Die Berufs- und Fachschulen sind be-
rechtigt, innerhalb des im Lehrplan dafür fest-
gelegten Rahmens schulautonome Lehrplanbe-
stimmungen zu erlassen. Dieser Rahmen ist
derart abzugrenzen, daß einerseits die auf
Grund des allgemeinen Bildungszieles der Be-
rufs- bzw. Fachschulen zwingend erforderli-
chen Lehrplaninhalte nicht geschmälert werden
und andererseits den Schulen ein ausreichender
Freiraum zur Verwirklichung bestimmter aus-
bildungsmäßiger Schwerpunkte verbleibt.

(2) Schulautonome Lehrplanbestimmungen
haben den Ausbildungserfordernissen an der be-
treffenden Schule, die sich insbesondere auf
Grund der regionalen Strukturen und Ent-
wicklungsmöglichkeiten der Land- und Forst-
wirtschaft ergeben, Rechnung zu tragen. Sie
dürfen in ihrer Gesamtheit nur insoweit vom
Lehrplan abweichen, als dies insbesondere un-
ter Bedachtnahme auf die Bildungs- und Lehr-
aufgabe der betreffenden Schule, auf die mit
dem gänzlichen oder teilweisen Abschluß die-
ser Schule verbundenen Berechtigungen oder
Anrechnungen, auf die Übertrittsmöglichkeiten
nach § 75 sowie auf die Erhaltung der nach son-
stigen schulrechtlichen Vorschriften vorgesehe-
nen Übertrittsmöglichkeiten vertretbar ist.

(3) Die Erlassung schulautonomer Lehr-
planbestimmungen obliegt dem Schulgemein-
schaftsausschuß (§ 90).



207Stück 24, Nr. 81

(4) Der Beschluß über die Erlassung schul-
autonomer Lehrplanbestimmungen ist vom
Schulleiter durch Anschlag an der Schule wäh-
rend zweier Wochen kundzumachen. Die schul-
autonomen Lehrplanbestimmungen treten mit
dem Beginn des auf den Anschlag folgenden
Unterrichtsjahres in Kraft. Die schulautonomen
Lehrplanbestimmungen sind an der Schule zur
allgemeinen Einsicht aufzulegen.

(5) Der Schulleiter hat die schulautonomen
Lehrplanbestimmungen nach der Beschlußfas-
sung des Schulgemeinschaftsausschusses der
Landesregierung vorzulegen. Die Landesre-
gierung hat schulautonome Lehrplanbestim-
mungen durch Verordnung aufzuheben, soweit
diese 

a) den im Lehrplan dafür festgelegten Rah-
men (Abs. 1) überschreiten,

b) berechtigte Interessen der Schüler oder ih-
rer Erziehungsberechtigten verletzen,

c) einen zusätzlichen Bedarf an Lehrerwo-
chenstunden bewirken oder

d) im Hinblick auf die räumlichen, perso-
nellen oder ausstattungsmäßigen Vorausset-
zungen an der betreffenden Schule nicht durch-
geführt werden können.

Erforderlichenfalls sind gleichzeitig mit der
Aufhebung zusätzliche Lehrplanbestimmun-
gen zu erlassen. Für die Kundmachung und die
Auflegung von Verordnungen über die Aufhe-
bung schulautonomer Lehrplanbestimmungen
und über die Erlassung zusätzlicher Lehrplan-
bestimmungen gilt Abs. 4 sinngemäß mit der
Maßgabe, daß diese mit dem Ablauf der Kund-
machungsfrist, frühestens jedoch mit dem Be-
ginn des betreffenden Unterrichtsjahres in
Kraft treten.“

8. Im Abs. 2 des § 10 hat der erste Satz zu
lauten:

„Die Landesregierung hat für jede öffentli-
che selbständige Berufs- oder Fachschule eine
Lehrerstelle (einen Dienstposten) als Leiter-
stelle (Leiterdienstposten) vorzusehen.“

9. Die §§ 12 und 13 haben zu lauten:

„§ 12
Erteilung des Unterrichtes in Gruppen

(1) Der Unterricht in Leibesübungen, in Le-
bender Fremdsprache, in Werken, in den Ge-
genständen der elektronischen Text- und Daten-
verarbeitung und in Instrumentalmusik mit
Ausnahme der Spielgruppen ist statt für die ge-
samte Klasse in Gruppen zu erteilen, wenn die
Zahl der Schüler einer Klasse, die für den Be-
such dieses Unterrichtes in Betracht kommen,

a) in Leibesübungen mindestens 31, in den
Übungsbereichen Schilaufen und Schwimmen
mindestens 19,

b) in Lebender Fremdsprache und in Werken
mindestens 20,

c) in den Gegenständen der elektronischen
Text- und Datenverarbeitung mindestens 16
und

d) in Instrumentalmusik mit Ausnahme der
Spielgruppen mindestens zwölf

beträgt.
(2) Im praktischen Unterricht sind die

Schüler einer Klasse derart zu Gruppen zusam-
menzufassen, daß die Zahl von 18 Schülern je
Gruppe, beim Unterricht auf dem Gebiet der
Produktverarbeitung und auf Gebieten, die für
die Anrechnung des Schulbesuches auf Lehr-
zeiten wesentlich sind, sowie beim Unterricht
in Lehrwerkstätten die Zahl von zwölf Schülern
je Gruppe, nicht überschritten wird. Die Bil-
dung von Gruppen mit niedrigeren Schüler-
zahlen je Gruppe ist nur zulässig, soweit dies

a) im Interesse der Sicherheit der Schüler
oder

b) auf Grund der Größe oder der Ausstattung
der Unterrichtsräume oder aus pädagogischen
oder organisatorischen Gründen

erforderlich ist. Dabei darf jedoch im Falle
der lit. a die Zahl von vier Schülern und im Fal-
le der lit. b die Zahl von sechs Schülern je Grup-
pe nicht unterschritten werden.

(3) Zur Erteilung des Unterrichtes in Grup-
pen in den im Abs. 1 genannten Gegenständen
sind nach Möglichkeit Schüler mehrerer Klas-
sen derselben Schulstufe zusammenzufassen.
Zur Erteilung des praktischen Unterrichtes
(Abs. 2) in Gruppen können unter Beachtung
der jeweils maßgebenden Schülerhöchstzahlen
je Gruppe Schüler mehrerer Klassen derselben
Schulstufe zusammengefaßt werden.

(4) Der Unterricht in Leibesübungen ist in
Gruppen getrennt nach Geschlechtern zu ertei-
len. Dies gilt nicht, wenn

a) die Zahl der männlichen oder weiblichen
Schüler weniger als fünf beträgt und eine Zu-
sammenfassung nach Abs. 3 erster Satz nicht
möglich ist oder 

b) wegen der Art der sportlichen Tätigkeit
die gemeinsame Erteilung des Unterrichtes
zweckmäßig ist.

(5) Die Entscheidung über die Erteilung des
Unterrichtes in Gruppen (Abs. 1 und 2) obliegt
in den Fällen des Abs. 2 zweiter und dritter Satz
der Landesregierung und in den übrigen Fällen
dem Schulleiter. Diesem obliegt weiters die
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Entscheidung über die Zusammenfassung von
Schülern mehrerer Klassen zur Erteilung des
Unterrichtes in Gruppen (Abs. 3) und über die
Erteilung des Unterrichtes in Leibesübungen
getrennt nach Geschlechtern (Abs. 4).

§ 13
Freigegenstände,

unverbindliche Übungen, Förderunterricht

(1) Der Unterricht in Freigegenständen und
in unverbindlichen Übungen ist nur zu erteilen,
wenn die Zahl der Schüler, die sich dafür an-
gemeldet haben, mindestens zwölf, bei Fremd-
sprachen und in den Gegenständen der elektro-
nischen Datenverarbeitung mindestens neun
und bei Instrumentalmusik mindestens sieben
beträgt. Der Unterricht in Freigegenständen
und in unverbindlichen Übungen ist ein-
zustellen, wenn die Zahl der ihn besuchenden
Schüler unter neun, bei Fremdsprachen und
elektronischer Datenverarbeitung unter sieben
und bei Instrumentalmusik unter fünf sinkt.

(2) Förderunterricht ist nur zu erteilen, wenn
die Zahl der Schüler, die für den Besuch dieses
Unterrichtes in Betracht kommen, mindestens
sechs beträgt. Der Förderunterricht ist einzustel-
len, wenn die Zahl der ihn besuchenden Schüler
unter sechs sinkt.

(3) Zur Erteilung des Unterrichtes in Freige-
genständen und in unverbindlichen Übungen
sowie zur Erteilung des Förderunterrichtes sind
Schüler mehrerer Klassen unter Bedachtnahme
auf die Klassenschülerhöchstzahl nach § 11 in
Gruppen zusammenzufassen, soweit dies zur
Erreichung der in den Abs. 1 und 2 festgelegten
Mindestschülerzahlen erforderlich ist.

(4) Die Entscheidung über die Erteilung des
Unterrichtes in Freigegenständen und in unver-
bindlichen Übungen und des Förderunterrichtes
sowie über die Einstellung dieses Unterrichtes
(Abs. 1 und 2) obliegt dem Schulleiter. Diesem
obliegt weiters die Entscheidung über die Zu-
sammenfassung von Schülern mehrerer Klassen
zur Erteilung des Unterrichtes in Freigegen-
ständen und in unverbindlichen Übungen und
des Förderunterrichtes in Gruppen (Abs. 3).“

10. Nach § 13 wird folgende Bestimmung
als § 13a eingefügt:

„§ 13a
Schulautonome Festlegung

von Teilungs- und Eröffnungszahlen
sowie von Schülerhöchstzahlen je Gruppe

(1) Der Unterricht in den im § 12 Abs. 1 ge-
nannten Unterrichtsgegenständen kann auch

bei einer niedrigeren als der dort jeweils fest-
gelegten Schülerzahl in Gruppen erteilt wer-
den, wenn die räumlichen, ausstattungsmäßi-
gen und personellen Voraussetzungen hiefür
gegeben sind. Unter diesen Voraussetzungen
kann der Unterricht auch in Unterrichtsgegen-
ständen, für die eine Gruppenteilung nicht vor-
gesehen ist, in Gruppen erteilt werden. Wenn
keine Bedenken im Hinblick auf die Sicherheit
der Schüler bestehen, kann der Unterricht in
den im § 12 Abs. 1 genannten Unterrichtsge-
genständen auch erst bei einer höheren als der
dort jeweils festgelegten Schülerzahl in Grup-
pen erteilt werden oder von einer Gruppentei-
lung Abstand genommen werden.

(2) Für bestimmte Bereiche des praktischen
Unterrichtes können niedrigere als die im § 12
Abs. 2 vorgesehenen Schülerhöchstzahlen je
Gruppe festgelegt werden, wenn die räumli-
chen, personellen und ausstattungsmäßigen
Voraussetzungen hiefür gegeben sind. Wenn
keine Bedenken im Hinblick auf die Sicherheit
der Schüler bestehen, kann für bestimmte Be-
reiche des praktischen Unterrichtes auch eine
höhere als die im § 12 Abs. 2 erster Satz vor-
gesehene Schülerhöchstzahl je Gruppe festge-
legt oder von einer Gruppenbildung Abstand
genommen werden.

(3) Abweichend von den Bestimmungen des
§ 13 können der Unterricht in Freigegenstän-
den und in unverbindlichen Übungen sowie der
Förderunterricht auch bei einer niedrigeren als
der dort jeweils festgelegten Schülerzahl erteilt
bzw. fortgeführt werden, wenn die räumlichen,
ausstattungsmäßigen und personellen Voraus-
setzungen hiefür gegeben sind. Dabei darf je-
doch für die Erteilung des Unterrichtes die Zahl
von fünf Schülern und für die Fortführung des
Unterrichtes die Zahl von vier Schülern nicht
unterschritten werden.

(4) Die schulautonome Festlegung von Tei-
lungszahlen, Schülerhöchstzahlen je Gruppe
und Eröffnungszahlen nach den Abs. 1, 2 und 3
ist nur insoweit zulässig, als der jeweiligen Maß-
nahme ein pädagogisches Konzept zugrunde-
liegt und sich dadurch an der betreffenden Schu-
le insgesamt kein zusätzlicher Bedarf an Lehrer-
wochenstunden ergibt.

(5) Die Entscheidung über die schulautonome
Festlegung von Teilungszahlen, Schülerhöchst-
zahlen je Gruppe und Eröffnungszahlen obliegt
dem Schulgemeinschaftsausschuß (§ 90). Sol-
che Beschlüsse des Schulgemeinschaftsaus-
schusses bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit
der Genehmigung der Landesregierung. Die Ge-
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nehmigung ist zu erteilen, wenn sich auf Grund
der jeweiligen Maßnahmen an der betreffenden
Schule insgesamt kein zusätzlicher Bedarf an
Lehrerwochenstunden ergibt.“

11. § 14 hat zu lauten:

„§ 14
Aufnahme in ein Schülerheim

(1) Mit der Aufnahme eines Schülers in eine
öffentliche Fachschule ist dessen Aufnahme in
das der Schule angeschlossene Schülerheim
(§ 32) verbunden. Dies gilt nicht für Schüler von
weiterführenden Fachschulen (§ 21 Abs. 3).

(2) Die Landesregierung kann unter Be-
dachtnahme auf die im Schülerheim zur Ver-
fügung stehenden Heimplätze auf Antrag des
Erziehungsberechtigten einen Schüler von der
Verpflichtung nach Abs. 1 erster Satz befreien,
wenn der Schulerfolg dadurch nicht wesentlich
beeinträchtigt wird.

(3) Berufsschüler, denen der Besuch einer öf-
fentlichen Berufsschule auf einem ihnen zu-
mutbaren Schulweg nicht möglich ist und de-
ren Unterbringung auf andere Weise nicht si-
chergestellt ist, sind auf Antrag des Erzie-
hungsberechtigten (Lehrberechtigten) in das
der Schule angeschlossene Schülerheim aufzu-
nehmen. Die Schüler von selbständigen öffent-
lichen Berufsschulen oder von Berufsschul-
klassen, die einer solchen Schule angeschlos-
sen sind, sind in ein nach der Lage der Schule
in Betracht kommendes Schülerheim einer an-
deren öffentlichen Berufs- oder Fachschule auf-
zunehmen. Der Schulweg ist zumutbar, wenn
der Schüler die Schule zu Fuß oder unter Benüt-
zung von Verkehrsmitteln innerhalb einer Stun-
de regelmäßig erreichen kann.

(4) Ein Berufsschüler ist in das der Schule an-
geschlossene Schülerheim aufzunehmen, wenn
dies zur Erreichung des Bildungszieles notwen-
dig ist. Abs. 3 zweiter Satz gilt sinngemäß.“

12. Die §§ 16 bis 19 haben zu lauten:

„§ 16 
Fachrichtungen,

Organisationsformen, Aufbau

(1) Berufsschulen können für alle land- und
forstwirtschaftlichen Lehrberufe nach § 3 des
Tiroler Land- und forstwirtschaftlichen Be-
rufsausbildungsgesetzes, LGBl. Nr. 97/1991,
in der jeweils geltenden Fassung geführt wer-
den.

(2) Berufsschulen können als
a) ganzjährige oder saisonmäßige Berufs-

schulen mit mindestens einem ganzen Schul-

tag oder mindestens zwei halben Schultagen in
jeder Woche des Unterrichtsjahres oder

b) lehrgangsmäßige Berufsschulen mit ei-
nem mehrere zusammenhängende Wochen
dauernden vollschulartigen Unterricht 

geführt werden. Mehrstufige Berufsschulen
können weiters hinsichtlich bestimmter Schul-
stufen ganzjährig oder saisonmäßig geführt
werden.

(3) Bei ganzjährigen und saisonmäßigen Be-
rufsschulen kann der über das Mindestausmaß
nach Abs. 2 lit. a hinausgehende Unterricht
ganz oder teilweise blockmäßig erteilt werden.

(4) Berufsschulen können bei gleichem Un-
terrichtsausmaß ein bis drei Schulstufen um-
fassen.

(5) Öffentliche Berufsschulen sind als selb-
ständige Berufsschulen oder als Berufsschulklas-
sen, die einer selbständigen Berufs- oder Fach-
schule angeschlossen sind, zu führen. Öffentliche
Berufsschulen, die gemeinsam mit einer öffentli-
chen Fachschule geführt werden, sind der betref-
fenden Fachschule als Berufsschulklassen anzu-
schließen.

§ 17
Unterrichtsausmaß

Das Unterrichtsausmaß an den einzelnen
Berufsschulen (§ 16 Abs. 1) ist entsprechend
den jeweiligen Erfordernissen der künftigen
Berufstätigkeit der Schüler, mindestens jedoch
mit 600 Unterrichtsstunden festzulegen. Bei
mehrstufigen Berufsschulen ist weiters das
Unterrichtsausmaß in den einzelnen Schulstu-
fen festzulegen.

§ 18
Zuständigkeit

(1) Der Landesregierung obliegen:
a) die Festlegung der öffentlichen Berufs-

schulen und ihrer Organisationsform (§ 16
Abs. 1 und 2);

b) die Festlegung der Anzahl der Schulstu-
fen und des Unterrichtsausmaßes an öffentli-
chen Berufsschulen (§ 16 Abs. 4 und § 17);

c) die Entscheidung über die Bezeichnung von
öffentlichen Berufsschulen und über deren
Führung als selbständige Berufsschulen oder als
angeschlossene Berufsschulklassen (§ 16 Abs. 5).

(2) Dem Schulleiter obliegt die Entschei-
dung über die blockmäßige Erteilung des Un-
terrichtes an öffentlichen Berufsschulen (§ 16
Abs. 3).

§ 19
Lehrplan

(1) Im Lehrplan für die Berufsschulen sind als
Pflichtgegenstände insbesondere vorzusehen:
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a) für alle Berufsschulen Religion, Deutsch
einschließlich Schriftverkehr, Rechnen, Politi-
sche Bildung, Lebenskunde, Leibesübungen,
Praktischer Unterricht;

b) für die einzelnen Berufsschulen jene wei-
teren fachtheoretischen, praktisch-wirtschaftli-
chen, berufskundlichen und naturkundlichen
Unterrichtsgegenstände sowie jene Pflichtprak-
tika, die zur Erfüllung der Bildungsaufgabe der
betreffenden Berufsschule erforderlich sind.

(2) Im Lehrplan für die Berufsschulen sind
weiters jene Freigegenstände, verbindlichen
und unverbindlichen Übungen und freiwilligen
Praktika vorzusehen, die im Hinblick auf die
künftige Berufstätigkeit der Schüler zweck-
mäßig sind.“

13. Im § 20 hat die lit. a zu lauten:
„a) die Schüler durch die Vermittlung von

Fachkenntnissen und Fertigkeiten auf die selb-
ständige Führung eines land- und forstwirtschaft-
lichen Betriebes oder Haushaltes und auf die Aus-
übung einer sonstigen verantwortlichen Tätigkeit
in der Land- und Forstwirtschaft vorzubereiten
und sie in die Lage zu versetzen, die Aufgaben
der Land- und Forstwirtschaft im ländlichen
Raum zu erfüllen.“

14. Die §§ 21 bis 24 haben zu lauten:

„§ 21
Fachrichtungen,

Organisationsformen, Aufbau

(1) Fachschulen können in allen Fachrich-
tungen der Land- und Forstwirtschaft sowie
fachübergreifend geführt werden. Insbesondere
können Fachschulen geführt werden, deren
fachliche Ausrichtung den jeweiligen regiona-
len Strukturen und Entwicklungsmöglichkeiten
der Land- und Forstwirtschaft entspricht.

(2) Fachschulen können als ganzjährige oder
als saisonmäßige Fachschulen mit einem je-
weils vollschulartigen Unterricht während des
Unterrichtsjahres geführt werden. Mehrstufige
Fachschulen können weiters hinsichtlich be-
stimmter Schulstufen ganzjährig oder saison-
mäßig geführt werden.

(3) Fachschulen können auch als Fachschu-
len, die auf einer dem Schulbesuch vorange-
gangenen Berufsausbildung oder auf einer über
die allgemeine Schulpflicht hinausgehenden
Schulbildung aufbauen, mit mindestens einem
ganzen Schultag oder zwei halben Schultagen
in jeder Woche des Unterrichtsjahres geführt
werden (weiterführende Fachschulen).

(4) Bei weiterführenden Fachschulen kann
der Unterricht abweichend vom Abs. 3 ganz

oder teilweise blockmäßig erteilt werden.
(5) Fachschulen können entsprechend ihrer

Organisationsform nach Abs. 2 und 3 ein bis
vier Schulstufen umfassen, wobei jeder Schul-
stufe mindestens eine Klasse entsprechen muß.

(6) Öffentliche Fachschulen sind als selb-
ständige Fachschulen oder als Fachschulklas-
sen, die einer selbständigen Fachschule ange-
schlossen sind, zu führen.

§ 22
Unterrichtsausmaß

(1) Bei Fachschulen, durch deren Besuch das
neunte Schuljahr der allgemeinen Schulpflicht er-
füllt wird, hat das Unterrichtsausmaß in den
Pflichtgegenständen mindestens 1300 Unter-
richtsstunden in der ersten Schulstufe zu betragen.

(2) Bei Fachschulen, durch deren Besuch die
Berufsschulpflicht erfüllt wird, hat das Unter-
richtsausmaß in den Pflichtgegenständen min-
destens 1800 Unterrichtsstunden, verteilt auf
mindestens zwei Schulstufen, zu betragen.

(3) Bei Fachschulen, durch deren Besuch das
neunte Schuljahr der allgemeinen Schulpflicht
und die Berufsschulpflicht erfüllt werden, hat
das Unterrichtsausmaß in den Pflichtgegen-
ständen mindestens 2400 Unterrichtsstunden,
davon mindestens 1300 Unterrichtsstunden in
der ersten Schulstufe, zu betragen.

(4) Bei weiterführenden Fachschulen hat das
Unterrichtsausmaß in den Pflichtgegenständen
mindestens 500 Unterrichtsstunden zu be-
tragen.

§ 23
Zuständigkeit

(1) Der Landesregierung obliegen:
a) die Festlegung der Fachrichtung und der

Organisationsform von öffentlichen Fachschu-
len (§ 21 Abs. 1, 2 und 3);

b) die Festlegung der Anzahl der Schulstu-
fen und des Unterrichtsausmaßes an öffentli-
chen Fachschulen (§ 21 Abs. 5 und § 22);

c) die Entscheidung über die Bezeichnung
von öffentlichen Fachschulen und über deren
Führung als selbständige Fachschulen oder als
angeschlossene Fachschulklassen (§ 21 Abs. 6).

(2) Dem Schulleiter obliegt die Entschei-
dung über die blockmäßige Erteilung des Un-
terrichtes an weiterführenden öffentlichen
Fachschulen (§ 21 Abs. 4).

§ 24
Lehrplan

(1) Im Lehrplan für die Fachschulen sind als
Pflichtgegenstände insbesondere vorzusehen:
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a) für alle Fachrichtungen Religion, Deutsch,
Lebende Fremdsprache, Mathematik, Politi-
sche Bildung, Rechtskunde, Leibesübungen;

b) für die einzelnen Fachrichtungen jene wei-
teren allgemeinbildenden, fachtheoretischen,
praktisch-wirtschaftlichen, praktischen, berufs-
kundlichen und naturkundlichen Unterrichts-
gegenstände sowie jene Pflichtpraktika, die zur
Erfüllung der Bildungsaufgabe der Fachschule
der betreffenden Fachrichtung erforderlich sind.

(2) Im Lehrplan für die Fachschulen sind
weiters jene Freigegenstände, verbindlichen
und unverbindlichen Übungen und freiwilligen
Praktika vorzusehen, die im Hinblick auf die
künftige Berufstätigkeit der Schüler und die
bäuerliche Kultur zweckmäßig sind.

(3) Bei weiterführenden Fachschulen kön-
nen unter Bedachtnahme auf die bisherige Aus-
bildung der Schüler bestimmte der im Abs. 1
vorgesehenen Pflichtgegenstände entfallen.“

15. Im § 32 und im § 33 Abs. 2 wird jeweils
das Zitat „(§ 105 Abs. 1)“ aufgehoben.

16. § 36 hat zu lauten:

„§ 36
Schuljahr, Unterrichtsjahr, Hauptferien

(1) Das Schuljahr beginnt am zweiten Mon-
tag im September und dauert bis zum Beginn
des nächsten Schuljahres. Das Schuljahr be-
steht bei ganzjährigen Berufs- und Fachschu-
len aus dem Unterrichtsjahr und den Hauptfe-
rien, bei saisonmäßigen Berufs- und Fach-
schulen und lehrgangsmäßigen Berufsschulen
aus dem Unterrichtsjahr, der unterrichtsfreien
Zeit und den Hauptferien.

(2) Das Unterrichtsjahr besteht bei ganzjähri-
gen Berufs- und Fachschulen sowie bei saison-
mäßigen Berufs- und Fachschulen, sofern das
Unterrichtsjahr an diesen Schulen mindestens
35 Wochen dauert, aus zwei Semestern und den
Semesterferien (§ 37 Abs. 2 lit. c). Das erste Se-
mester beginnt mit dem Unterrichtsjahr und
dauert bis zum Beginn der Semesterferien. Das
zweite Semester beginnt im Anschluß an die Se-
mesterferien und endet mit dem Unterrichtsjahr.
In der letzten Schulstufe von Fachschulen, an
denen eine Abschlußprüfung vorgesehen ist,
(§ 71a) dauert das zweite Semester bis zum letz-
ten Tag vor dem Beginn der Abschlußprüfung.

(3) Bei saisonmäßigen Berufs- und Fach-
schulen und lehrgangsmäßigen Berufsschulen
hat die Landesregierung durch Verordnung den
Beginn und das Ende des Unterrichtsjahres un-
ter Bedachtnahme auf die Erfordernisse des
Lehrplanes festzulegen.

(4) Die Hauptferien beginnen am Samstag,
der frühestens auf den 5. Juli und spätestens auf
den 11. Juli fällt, und dauern bis zum Beginn
des nächsten Schuljahres.“

17. Der Abs. 1 des § 37 hat zu lauten:
„(1) Schultage sind:
a) an ganzjährigen und saisonmäßigen Be-

rufsschulen und an weiterführenden Fachschu-
len die erforderlichen Tage, mindestens jedoch
ein ganzer Tag oder zwei halbe Tage in jeder
Woche des Unterrichtsjahres; dieses Mindester-
fordernis gilt nicht für weiterführende Fach-
schulen mit blockmäßigem Unterricht; 

b) an lehrgangsmäßigen Berufsschulen und
an ganzjährigen und saisonmäßigen Fachschu-
len alle Tage des Unterrichtsjahres, sofern diese
nicht nach den Abs. 2 bis 5 oder 7 schulfrei sind.“

18. Im Abs. 2 des § 37 haben die lit. b und c
zu lauten:

„b) die Tage vom 23. Dezember bis einschließ-
lich 5. Jänner (Weihnachtsferien);

c) die Tage vom zweiten Montag im Februar
bis zum darauffolgenden Sonntag (Semesterfe-
rien);“

19. Im Abs. 2 des § 37 hat die lit. f zu lauten:
„f) der einem nach lit. a schulfreien Freitag

folgende Samstag“
20. Im § 37 wird folgende Bestimmung als

Abs. 3 eingefügt:
„(3) Die Landesregierung kann durch Ver-

ordnung den Beginn der Semesterferien aus im
öffentlichen Interesse gelegenen Gründen all-
gemein oder für bestimmte Berufs- oder Fach-
schulen auf den ersten oder dritten Montag im
Februar verlegen.“

21. Die bisherigen Abs. 3 bis 7 des § 37 er-
halten die Absatzbezeichnungen „(4)“ bis „(8)“.

22. Im neuen Abs. 6 des § 37 wird im ersten
Satz das Zitat „Abs. 3 und 4“ durch das Zitat
„Abs. 4 und 5“ ersetzt.

23. Im neuen Abs. 7 des § 37 wird folgender
Satz angefügt:

„Vor der Erlassung einer solchen Verordnung
ist der Schulgemeinschaftsausschuß zu hören.“

24. Im § 38 wird folgende Bestimmung als
Abs. 4 angefügt:

„(4) Weiterführende Fachschulen können
auch als Abendschulen geführt werden. In die-
sem Fall darf der Unterricht außer am Freitag und
am Samstag nicht vor 18.30 Uhr beginnen. Der
Unterricht darf weiters höchstens bis 22.30 Uhr,
am Samstag höchstens bis 18.00 Uhr dauern.“

25. Der Abs. 1 des § 39 hat zu lauten:
„(1) Eine Unterrichtsstunde hat 50 Minuten

zu dauern. Die Landesregierung kann durch
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Verordnung die Dauer aller oder einzelner Un-
terrichtsstunden für einzelne Berufs- oder
Fachschulen aus wichtigen Gründen mit 45
Minuten festlegen. An Abendschulen hat eine
Unterrichtsstunde 45 Minuten zu dauern.“

26. Das III. Hauptstück hat zu lauten:
„ I I I .  H a u p t s t ü c k
Berufsschulpflicht

§ 40
Umfang der Berufsschulpflicht

(1) Zum Besuch der Berufsschule sind land-
und forstwirtschaftliche Lehrlinge verpflichtet,
sofern sie nicht bereits vor Beginn der Lehrzeit
die Berufsschule für den entsprechenden Lehr-
beruf (§ 41) oder eine einschlägige Fachschu-
le, durch deren Besuch die Berufsschulpflicht
erfüllt wird, besucht haben. Die Berufsschul-
pflicht besteht während der Lehrzeit.

(2) Werden Lehrzeiten oder Schulzeiten
nach § 5 Abs. 4 oder 6 des Tiroler Land- und
forstwirtschaftlichen Berufsausbildungsge-
setzes auf die Lehrzeit angerechnet, so gilt die
Berufsschulpflicht für jedes zur Gänze ange-
rechnete Jahr hinsichtlich der entsprechenden
Schulstufe als erfüllt.

(3) Die Landesregierung kann von Amts we-
gen oder auf Antrag des für die Erfüllung der
Berufsschulpflicht Verantwortlichen (§ 42) Be-
rufsschulpflichtige von der Berufsschulpflicht
ganz oder teilweise befreien, wenn diese bereits
eine gleichwertige schulische Ausbildung ab-
solviert haben. § 41

Erfüllung der
Berufsschulpflicht

(1) Die Berufsschulpflicht ist durch den Be-
such jener Berufsschule zu erfüllen, die dem
Lehrverhältnis des Berufsschulpflichtigen ent-
spricht. Besteht in Tirol keine solche Berufs-
schule, so hat der Berufsschulpflichtige eine
entsprechende Berufsschule eines anderen Lan-
des oder einen entsprechenden Fachkurs nach
§ 6 Abs. 2 und 3 des Tiroler Land- und Forst-
wirtschaftlichen Berufsausbildungsgesetzes zu
besuchen.

(2) Die in einer Berufsschule eines anderen
Landes zurückgelegte Schulzeit ist für die Er-
füllung der Berufsschulpflicht anzurechnen.

§ 42
Verantwortlichkeit für die

Erfüllung der Berufsschulpflicht

(1) Die Erziehungsberechtigten haben für
die Erfüllung der Berufsschulpflicht, insbe-

sondere für den regelmäßigen Schulbesuch
durch den Schüler, zu sorgen.

(2) Sofern der Berufsschulpflichtige im
Haushalt des Lehrberechtigten (Arbeitgebers)
wohnt, tritt dieser hinsichtlich der im Abs. 1 ge-
nannten Verpflichtung an die Stelle der
Erziehungsberechtigten.

§ 43
Meldung der Berufsschulpflichtigen

(1) Die Lehrlings- und Fachausbildungsstel-
le der Landeslandwirtschaftskammer hat der
Landesregierung anläßlich der Genehmigung
des Lehrvertrages (§ 127 Abs. 2 der Landar-
beitsordnung 1985, LGBl. Nr. 45, in der jeweils
geltenden Fassung) den Namen, das Ge-
burtsdatum und die Adresse des Lehrlings und
des Lehrberechtigten, die Bezeichnung des
Lehrberufes und den Zeitpunkt des Beginnes
des Lehrverhältnisses zu melden. Weiters ist der
Landesregierung anläßlich der Löschung in der
Lehrlingsstammrolle (§ 132 Abs. 2 der Land-
arbeitsordnung 1985) der Zeitpunkt der Been-
digung des Lehrverhältnisses zu melden.

(2) Die Lehrlings- und Fachausbildungsstel-
le darf Daten nach Abs. 1, die automationsun-
terstützt verarbeitet wurden, der Landesre-
gierung zum Zweck der Wahrnehmung der ihr
nach diesem Gesetz übertragenen Aufgaben,
insbesondere zur Überwachung der Einhaltung
der Berufsschulpflicht, übermitteln. Die Lan-
desregierung darf diese Daten weiters in ano-
nymisierter Form zu statistischen Zwecken be-
nützen.“

27. § 47 hat zu lauten:

„§ 47
Schulerhalter

Zur Führung einer privaten Berufs- oder
Fachschule sind berechtigt:

a) österreichische Staatsbürger sowie Staats-
angehörige einer anderen Vertragspartei des
EWR-Abkommens;

b) Gebietskörperschaften, sonstige Körper-
schaften öffentlichen Rechtes und gesetzlich
anerkannte Kirchen oder Religionsgesell-
schaften;

c) sonstige in- oder ausländische juristische
Personen, deren vertretungsbefugte Organe die
Voraussetzungen nach lit. a erfüllen.“

28. Im Abs. 1 des § 48 hat die lit. a zu lau-
ten:

„a) die österreichische Staatsbürgerschaft
oder die Staatsangehörigkeit einer anderen Ver-
tragspartei des EWR-Abkommens,“
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29. Der Abs. 1 des § 57 hat zu lauten:
„(1) In die Berufsschule dürfen als ordentli-

che Schüler nur Personen aufgenommen wer-
den, die der Berufsschulpflicht nach § 40 unter-
liegen.“

30. § 58 hat zu lauten:

„§ 58
Aufnahme in die Fachschule

(1) In die Fachschule dürfen als ordentliche
Schüler nur Personen aufgenommen werden, die

a) körperlich und geistig geeignet sind und
b) die neunte Schulstufe bzw. bei Fachschu-

len, durch deren Besuch das neunte Schuljahr
der allgemeinen Schulpflicht erfüllt wird, die
achte Schulstufe in den Gegenständen Deutsch,
Mathematik und Lebende Fremdsprache mit
Erfolg abgeschlossen haben.

(2) In weiterführende Fachschulen dürfen als
ordentliche Schüler nur Personen aufgenom-
men werden, die 

a) die Voraussetzungen nach Abs. 1 lit. a er-
füllen, 

b) das 20. Lebensjahr vollendet haben oder
im Jahr der Aufnahme vollenden,

c) zumindest die 10. Schulstufe einer mittle-
ren oder höheren Schule oder eine Berufsaus-
bildung mit Erfolg abgeschlossen haben und

d) eine zumindest nebenberufliche Tätigkeit
im Bereich der Land- und Forstwirtschaft im
Ausmaß von mindestens zwei Jahren ausgeübt
haben.

(3) Die körperliche und geistige Eignung hat
der Aufnahmewerber durch ein ärztliches
Zeugnis nachzuweisen. 

(4) Personen, die die allgemeine Schul-
pflicht bzw. die ersten acht Jahre der allgemei-
nen Schulpflicht erfüllt haben, die jedoch nicht
den nach Abs. 1 lit. b geforderten Schulerfolg
aufweisen, dürfen überdies nur nach Ablegung
einer Eignungsprüfung im betreffenden Ge-
genstand bzw. in den betreffenden Gegenstän-
den (§ 58a) in die Fachschule aufgenommen
werden.“

31. Nach § 58 wird folgende Bestimmung
als § 58a eingefügt:

„§ 58a
Eignungsprüfung

(1) Die Eignungsprüfungen sind an den Fach-
schulen nach Bedarf jeweils zu Beginn des
Schuljahres abzuhalten. Sie haben aus einem
schriftlichen und einem mündlichen Teil zu be-
stehen. Der Prüfungsstoff ist unter Bedacht-
nahme auf die Pflichtschullehrpläne jener Schul-

stufe abzugrenzen, deren erfolgreicher Abschluß
in den im § 58 Abs. 1 lit. b genannten Gegen-
ständen Voraussetzung für die Aufnahme in die
betreffende Fachschule ist. Der Schulleiter hat
zur Abnahme der Eignungsprüfung einen Lehrer,
der zum Unterricht im betreffenden Gegenstand
fachlich befähigt ist, als Prüfer zu bestimmen.
Über den Verlauf des mündlichen Teiles der Prü-
fung ist eine Niederschrift aufzunehmen.

(2) Das Prüfungsergebnis hat auf „bestan-
den“ zu lauten, wenn der Prüfungswerber über
jene Kenntnisse verfügt, die den erfolgreichen
Abschluß der Fachschule im betreffenden Un-
terrichtsgegenstand erwarten lassen. Anderen-
falls hat das Prüfungsergebnis auf „nicht be-
standen“ zu lauten. Über das Prüfungsergebnis
ist auf Verlangen des Prüfungswerbers ein
Zeugnis auszustellen.

(3) Die erfolgreich abgelegte Eignungs-
prüfung berechtigt bei Erfüllung der sonstigen
Aufnahmevoraussetzungen zur Aufnahme in
alle Fachschulen.“

32. § 59 hat zu lauten:

„§ 59
Aufnahme als

außerordentlicher Schüler

(1) Als außerordentliche Schüler dürfen in die
Berufs- oder Fachschule nur Personen aufge-
nommen werden, die auf Grund ihres Alters und
ihrer geistigen Reife zur Teilnahme am Unter-
richt der betreffenden Schule und Schulstufe ge-
eignet sind und bei denen wichtige, in ihrer Per-
son liegende Gründe für die Aufnahme vor-
liegen. Im Bereich der Berufsschule liegt ein sol-
cher Grund jedenfalls dann vor, wenn der Auf-
nahmewerber eine zumindest nebenberufliche
Tätigkeit im Bereich der Land- und Forstwirt-
schaft ausübt, ohne jedoch der Berufsschul-
pflicht nach § 40 zu unterliegen.

(2) Außerordentliche Schüler dürfen nur
aufgenommen werden, wenn alle als ordentli-
che Schüler in Betracht kommenden Aufnah-
mewerber in die betreffende Schule aufge-
nommen wurden.“ 

33. Im § 68 wird folgende Bestimmung als
Abs. 6 angefügt:

„(6) Ist ein Schüler dem Unterricht so lange
ferngeblieben, daß in einem Unterrichtsgegen-
stand eine Leistungsbeurteilung nach den Abs.
1 und 5 nicht möglich ist, so hat er vor dem be-
treffenden Lehrer eine Feststellungsprüfung ab-
zulegen. Die Feststellungsprüfung ist je nach der
Art des betreffenden Unterrichtsgegenstandes
schriftlich, mündlich, praktisch oder in kombi-
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nierter Form durchzuführen. Der Prüfungsstoff
ist unter Bedachtnahme auf den vom Schüler
versäumten Lehrstoff abzugrenzen. Über den
Verlauf der mündlichen Prüfung ist eine Nie-
derschrift aufzunehmen. Der Zeitpunkt der Prü-
fung ist dem Schüler mindestens zwei Wochen
vorher bekanntzugeben. Ist der Schüler dem Un-
terricht unverschuldet ferngeblieben und hat er
den Unterricht in einem solchen Ausmaß ver-
säumt, daß die erfolgreiche Ablegung der Fest-
stellungsprüfung nicht zu erwarten ist, so ist die-
se vom Schulleiter bei ganzjährigen Berufs- und
Fachschulen bis zum Beginn des nächsten
Schuljahres, bei saisonmäßigen Berufs- und
Fachschulen und lehrgangsmäßigen Berufs-
schulen mindestens acht und höchstens zwölf
Wochen oder, wenn die Prüfung danach in die
Hauptferien fallen würde, bis zum Beginn des
nächsten Schuljahres aufzuschieben (Nach-
tragsprüfung).“

34. In der Überschrift des § 70 sowie im § 70
Abs. 1 und 2, § 82 Abs. 1 und 2, § 83 Abs. 2, §
86 Abs. 2 und § 88 Abs. 1 wird jeweils der
Klammerausdruck „(Lehrherren)“ durch den
Klammerausdruck „(Lehrberechtigten)“ er-
setzt.

35. Der Abs. 3 des § 70 hat zu lauten:
„(3) An ganzjährigen Berufs- und Fach-

schulen und an saisonmäßigen Berufs- und
Fachschulen mit Semestergliederung mit Aus-
nahme der weiterführenden Fachschulen ist am
Ende des ersten Semesters jeder Schulstufe je-
dem Schüler eine Schulnachricht auszustellen
und den Erziehungsberechtigten (Lehrberech-
tigten) zur Kenntnis zu bringen. Die Schul-
nachricht hat die Noten in den einzelnen Unter-
richtsgegenständen der betreffenden Schulstu-
fe zu enthalten.“

36. Im Abs. 2 des § 71 hat die lit. g zu lauten:
„g) die Feststellung, daß der Schüler die Schul-

stufe mit „gutem Erfolg“ abgeschlossen hat, wenn
er in keinem Pflichtgegenstand schlechter als mit
„Befriedigend“ beurteilt wurde und mindestens
gleich viele Beurteilungen mit „Sehr gut“ wie mit
„Befriedigend“ vorliegen;“

37. Im Abs. 2 des § 71 hat in der lit. j die Z. 2
zu lauten:

„2. die Zulässigkeit der Ablegung einer
Nachtragsprüfung, einer Wiederholungsprü-
fung oder der Wiederholung einer Schulstufe;“

38. Im Abs. 3 des § 71 hat der erste Satz zu
lauten:

„Bei erfolgreichem Abschluß der letzten
Schulstufe einer Schulart ist neben dem Jah-
reszeugnis oder im Zusammenhang mit diesem

ein Abschlußzeugnis auszustellen, sofern nicht
auf Grund einer Abschlußprüfung (§ 71a) ein
Abschlußprüfungszeugnis auszustellen ist.“

39. Der Abs. 4 des § 71 hat zu lauten:
„(4) Nach der Ablegung einer Nachtragsprü-

fung oder Wiederholungsprüfung ist das Jah-
reszeugnis einzuziehen und ein neues auszustel-
len, das die Beurteilung auf Grund der entspre-
chenden Prüfung enthält. Dies gilt auch im Fal-
le des § 71a Abs. 4 zweiter Satz, sofern ein Jah-
reszeugnis bereits ausgestellt worden ist.“

40. Nach § 71 wird folgende Bestimmung
als § 71a eingefügt:

„§ 71a
Abschlußprüfung

(1) Die Ausbildung an drei- und vierstufigen
Fachschulen mit Ausnahme der weiterführen-
den Fachschulen wird durch die Ablegung ei-
ner Abschlußprüfung beendet. Der Schulleiter
hat die Schüler der betreffenden Fachschule, die
die jeweils letzte Schulstufe mit Erfolg abge-
schlossen haben oder deren Leistungen in höch-
stens einem Pflichtgegenstand mit „Nicht genü-
gend“ beurteilt worden sind, im Haupttermin
(Abs. 7) zur Abschlußprüfung zuzulassen. Jene
Schüler, deren Leistungen in zwei Pflichtge-
genständen mit „Nicht genügend“ beurteilt
worden sind und die die Wiederholungsprüfung
in diesen Gegenständen mit Erfolg abgelegt ha-
ben, sind im ersten Nebentermin (Abs. 7) zur
Ablegung der Abschlußprüfung zuzulassen.

(2) Die Abschlußprüfungen finden vor einer
Prüfungskommission statt. Dieser gehören der
Schulleiter oder der Fachvorstand als Vorsit-
zender sowie der Klassenvorstand und die Leh-
rer, die in den den Prüfungsgegenständen ent-
sprechenden Unterrichtsgegenständen zuletzt
unterrichtet haben, als Prüfer an. Ist ein Prüfer
verhindert, so hat der Schulleiter an dessen
Stelle einen anderen Lehrer, der zum Unterricht
im betreffenden Gegenstand fachlich befähigt
ist, als Prüfer zu bestimmen. 

(3) Die Landesregierung hat insbesondere
unter Bedachtnahme auf die Aufgabe der Fach-
schule, den Lehrplan der Fachschulen und die
mit dem Besuch der Fachschulen verbundenen
Berechtigungen und Anrechnungen durch Ver-
ordnung für die einzelnen Fachschulen die Prü-
fungsgegenstände sowie den Prüfungsstoff und
die Art der Durchführung der Prüfung in den
einzelnen Prüfungsgegenständen festzulegen.
Wurden die Leistungen eines Schülers in der
letzten Schulstufe in einem Pflichtgegenstand,
der nicht bereits Prüfungsgegenstand ist, mit
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„Nicht genügend“ beurteilt, so ist der betref-
fende Gegenstand anläßlich der Zulassung zur
Abschlußprüfung zusätzlich als Prüfungsge-
genstand festzulegen. In diesem Fall hat sich
die Prüfung im betreffenden Gegenstand auf
den gesamten Lehrstoff der letzten Schulstufe
zu beziehen. Die Prüfung ist je nach der Art der
Prüfungsgegenstände schriftlich, mündlich,
praktisch oder in kombinierter Form durch-
zuführen. Über den Verlauf der mündlichen
Prüfung ist eine Niederschrift aufzunehmen.

(4) Die Leistungen der Prüfungswerber in den
einzelnen Prüfungsgegenständen sind durch die
Prüfungskommission auf Grund eines Antrages
des jeweiligen Prüfers in sinngemäßer Anwen-
dung des § 68 Abs. 2, 3 und 4 zu beurteilen. Wur-
den die Leistungen eines Prüfungswerbers in der
letzten Schulstufe in einem Pflichtgegenstand
mit „Nicht genügend“ beurteilt, so tritt eine da-
von abweichende Leistungsbeurteilung im ent-
sprechenden Prüfungsgegenstand an die Stelle
dieser Beurteilung. Auf Grund der Einzelbeur-
teilungen hat eine Gesamtbeurteilung zu erfol-
gen. Diese hat 

a) auf „mit ausgezeichnetem Erfolg bestan-
den“ zu lauten, wenn der Prüfungswerber in
mindestens der Hälfte der Prüfungsgegen-
stände mit „Sehr gut“ und in den übrigen Prü-
fungsgegenständen mit „Gut“ beurteilt wurde;
Beurteilungen mit „Befriedigend“ hindern die-
se Feststellung nicht, wenn dafür über die Hälf-
te der Prüfungsgegenstände hinaus gleich vie-
le Beurteilungen mit „Sehr gut“ vorliegen;

b) auf „mit gutem Erfolg bestanden“ zu lau-
ten, wenn der Prüfungswerber in keinem Prü-
fungsgegenstand schlechter als mit „Befriedi-
gend“ beurteilt wurde und mindestens gleich
viele Beurteilungen mit „Sehr gut“ wie mit
„Befriedigend“ vorliegen;

c) auf „bestanden“ zu lauten, wenn der Prü-
fungswerber in keinem Prüfungsgegenstand
mit „Nicht genügend“ beurteilt wurde und die
Voraussetzungen nach lit. a oder b nicht vor-
liegen;

d) auf „nicht bestanden“ zu lauten, wenn der
Prüfungswerber in einem oder mehreren Prü-
fungsgegenständen mit „Nicht genügend“ be-
urteilt wurde.

(5) Über das Ergebnis der Abschlußprüfung
ist ein Prüfungszeugnis auszustellen. Das Ab-
schlußprüfungszeugnis hat jedenfalls zu ent-
halten:

a) die Bezeichnung, die Art, die Fachrich-
tung und den Standort der Schule;

b) den Vor- und Zunamen, das Geburtsda-

tum, den Geburtsort und den Wohnort des Prü-
fungswerbers;

c) die zuletzt besuchte Schulstufe und die
Bezeichnung der Klasse;

d) die Beurteilung der Leistungen des Prü-
fungswerbers in den einzelnen Prüfungsge-
genständen sowie die Gesamtbeurteilung;

e) in den Fällen des Abs. 4 lit. a, b und c die
mit dem erfolgreichen Abschluß der betreffen-
den Schule verbundenen Berechtigungen im
Bereich des landwirtschaftlichen und des ge-
werblichen Berufsausbildungswesens;

f) im Falle des Abs. 4 lid. d die Entscheidung
über die Zulässigkeit und den Zeitpunkt der
Wiederholung der Abschlußprüfung;

g) den Ort und das Datum der Ausstellung so-
wie die Unterschriften des Vorsitzenden der Prü-
fungskommission, des Schulleiters, des Fach-
vorstandes und des Klassenvorstandes.

(6) In den Fällen des Abs. 4 lit. a, b und c
kann das Abschlußprüfungszeugnis mit dem
Jahreszeugnis der letzten Schulstufe zu einem
gemeinsamen Jahres- und Abschlußprüfungs-
zeugnis verbunden werden.

(7) Die Abschlußprüfung darf höchstens
zweimal wiederholt werden. Wurden die Lei-
stungen des Prüfungswerbers bei der Abschluß-
prüfung oder bei der ersten Wiederholung der
Abschlußprüfung in höchstens zwei Prüfungs-
gegenständen mit „Nicht genügend“ beurteilt,
so muß die Prüfung nur hinsichtlich der
betreffenden Prüfungsgegenstände wiederholt
werden. Wurden die Leistungen des Prü-
fungswerbers bei der Abschlußprüfung oder bei
der ersten Wiederholung der Abschlußprüfung
in mehr als zwei Prüfungsgegenständen mit
„Nicht genügend“ beurteilt, so muß die gesam-
te Abschlußprüfung wiederholt werden.

(8) Der Schulleiter hat für die Ablegung und
die Wiederholung der Abschlußprüfung einen
Haupttermin und die erforderlichen Nebenter-
mine zu bestimmen. Der Haupttermin ist in-
nerhalb der letzten neun Wochen des Unter-
richtsjahres, der erste Nebentermin zu Beginn
des folgenden Schuljahres festzulegen. Die
weiteren Nebentermine sind

a) bei ganzjährigen Fachschulen und sai-
sonmäßigen Fachschulen mit Semestergliede-
rung jeweils innerhalb der letzten vier Wochen
des ersten Semesters und gemeinsam mit dem
nächstfolgenden Haupttermin sowie

b) bei den übrigen saisonmäßigen Fach-
schulen mindestens 20 und höchstens 24 Wo-
chen nach dem jeweils vorangegangenen Ne-
bentermin
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festzulegen. Würde ein Nebentermin nach
lit. b in die Hauptferien fallen, so ist er zu Be-
ginn des folgenden Schuljahres festzulegen.

(9) Der Prüfungswerber ist in den Fällen des
Abs. 7 zweiter Satz jeweils zu dem auf das An-
treten nächstfolgenden Nebentermin und in
den Fällen des Abs. 7 dritter Satz jeweils zu
dem auf das Antreten zweitfolgenden Neben-
termin zur Wiederholung der Abschlußprüfung
zuzulassen.

(10) Unbeschadet des § 59 Abs. 2 sind Prü-
fungswerber, die zur Wiederholung der Ab-
schlußprüfung zugelassen wurden, in die letz-
te Schulstufe der betreffenden Fachschule als
außerordentliche Schüler aufzunehmen.“

41. § 73 hat zu lauten:

„§ 73
Wiederholungsprüfung

(1) Wenn das Jahreszeugnis eines Schülers in
einem Pflichtgegenstand oder in zwei Pflicht-
gegenständen die Note „Nicht genügend“ ent-
hält, darf der Schüler zu Beginn des folgenden
Schuljahres eine Wiederholungsprüfung able-
gen. Die Ablegung einer Wiederholungsprüfung
ist jedoch unzulässig, wenn die betreffende No-
te auf dem Ergebnis einer Nachtragsprüfung be-
ruht.

(2) Die Wiederholungsprüfung hat sich auf
den gesamten Lehrstoff des betreffenden Unter-
richtsgegenstandes der jeweiligen Schulstufe zu
beziehen. Die Wiederholungsprüfung ist je nach
der Art des Unterrichtsgegenstandes schriftlich,
mündlich, praktisch oder in kombinierter Form
durchzuführen. Über den Verlauf der mündlichen
Prüfung ist eine Niederschrift aufzunehmen.

(3) Die Wiederholungsprüfung ist vor dem
Lehrer, der den betreffenden Unterrichtsge-
genstand unterrichtet hat, und einem weiteren
Lehrer abzulegen. Dieser Lehrer ist vom Schul-
leiter zu bestimmen. Ist der Lehrer, der den be-
treffenden Unterrichtsgegenstand unterrichtet
hat, verhindert, so ist an dessen Stelle vom
Schulleiter ein anderer Lehrer zu bestimmen.
Dabei sind möglichst Lehrer heranzuziehen,
die zum Unterricht im betreffenden Gegen-
stand fachlich befähigt sind. Die Beurteilung
des Schülers hat durch beide Lehrer gemein-
sam zu erfolgen. Einigen sie sich nicht, so ent-
scheidet der Schulleiter.“

42. Im Abs. 2 des § 75 wird jeweils das Wort
„Aufnahmsprüfung“ durch das Wort „Einstu-
fungsprüfung“ ersetzt.

43. Im § 75 werden folgende Bestimmungen
als Abs. 3 und 4 angefügt:

„(3) Der Schulleiter hat zur Abnahme der
Einstufungsprüfung einen Lehrer, der zum Un-
terricht im betreffenden Gegenstand fachlich
befähigt ist, als Prüfer zu bestimmen. Die Ein-
stufungsprüfung ist je nach der Art des Unter-
richtsgegenstandes schriftlich, mündlich, prak-
tisch oder in kombinierter Form durchzuführen.
Über den Verlauf der mündlichen Prüfung ist
eine Niederschrift aufzunehmen. Die Einstu-
fungsprüfungen sind nach Bedarf jeweils in-
nerhalb der ersten acht Wochen des Unter-
richtsjahres und bei lehrgangsmäßigen Berufs-
schulen innerhalb der ersten vier Wochen des
Unterrichtsjahres abzuhalten. Bis zur erfolgrei-
chen Ablegung der Einstufungsprüfung dürfen
die betreffenden Schüler nur als außerordent-
liche Schüler in die Schule aufgenommen wer-
den. Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach
§ 13 Abs. 2 und 3 kann für diese Schüler zur
Vorbereitung auf die Einstufungsprüfung För-
derunterricht erteilt werden. Die Entscheidung
darüber obliegt dem Schulleiter. Für die Lei-
stungsbeurteilung gilt § 58a Abs. 2 sinngemäß.

(4) Die erfolgreich abgelegte Einstufungs-
prüfung berechtigt bei Erfüllung der sonstigen
Aufnahmevoraussetzungen zur Aufnahme in
die betreffende Schulstufe der angestrebten
Berufs- oder Fachschule. Die Aufnahme in ei-
ne bestimmte Schulstufe einer anderen Berufs-
oder Fachschule ist darüberhinaus nur unter der
Voraussetzung zulässig, daß die abgelegte Ein-
stufungsprüfung sämtliche Pflichtgegenstände
an der betreffenden Schule umfaßt hat, die der
Schüler bisher nicht oder nicht im gleichen
Umfang besucht hat.“

44. Im Abs. 1 des § 76 hat die lit. c zu lauten:
„c) mit dem Abschluß der letzten Schulstu-

fe einer Schulart bzw. der Ablegung der Ab-
schlußprüfung.“

45. Die Überschrift des 7. Abschnittes hat zu
lauten:

„Klassensprecher; Zusammenwirken von
Lehrern, Schülern und Erziehungsberechtig-
ten“

46. Nach der Überschrift des 7. Abschnittes
wird folgende Bestimmung als § 89a eingefügt:

„§ 89a
Klassensprecher

(1) Für jede Klasse einer Berufs- oder Fach-
schule sind ein Klassensprecher und ein Stell-
vertreter des Klassensprechers zu wählen. Dem
Klassensprecher obliegt die Vertretung der
Interessen der Schüler der Klasse und die Mit-
wirkung an der Gestaltung des Schullebens.
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(2) Bei der Wahl des Klassensprechers und
seines Stellvertreters sind alle Schüler der be-
treffenden Klasse wahlberechtigt und wählbar.
Der Klassensprecher und sein Stellvertreter
sind in getrennten Wahlgängen in geheimer
Wahl zu wählen. Als gewählt gilt, wer die
Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich
vereinigt. Erreicht keiner der Kandidaten die
Mehrheit, so ist zwischen jenen beiden Kandi-
daten, die die meisten Stimmen auf sich verei-
nigt haben, eine Stichwahl durchzuführen. Bei
Stimmengleichheit entscheidet das Los.“

47. Die Abs. 1 bis 4 des § 90 haben zu lauten:
„(1) Zur Förderung und Festigung der Zu-

sammenarbeit zwischen Lehrern, Schülern und
Erziehungsberechtigten als Schulgemein-
schaft ist an jeder selbständigen Berufs- und
Fachschule ein Schulgemeinschaftsausschuß
einzurichten.

(2) Dem Schulgemeinschaftsausschuß ob-
liegen:

a) die Entscheidung über
1. die Erlassung schulautonomer Lehrplan-

bestimmungen (§ 9a) sowie über die Festle-
gung schulautonomer Teilungszahlen, Schüler-
höchstzahlen je Gruppe und Eröffnungszahlen
(§ 13a),

2. die Erteilung der Bewilligung zur Durch-
führung von Sammlungen,

3. die Erteilung der Bewilligung zur Orga-
nisierung der Teilnahme von Schülern an Ver-
anstaltungen, die weder Schulveranstaltungen
noch schulbezogene Veranstaltungen sind,

4. die Durchführung von Veranstaltungen
betreffend die Schulgesundheitspflege,

5. die Durchführung von Veranstaltungen
der Schule betreffend die Bildungs- und Be-
rufswahlberatung;

b) die Beratung über
1. grundsätzliche Fragen des Unterrichtes

und der Erziehung,
2. Fragen der Schulgesundheitspflege,
3. Fragen der Planung von Schulveranstal-

tungen,
4. Vorhaben, die der Mitgestaltung des

Schullebens dienen;
c) die Abgabe von Stellungnahmen nach § 37

Abs. 7 zweiter Satz.
(3) Dem Schulgemeinschaftsausschuß

gehören der Schulleiter als Vorsitzender sowie
je drei Vertreter der Lehrer, der Schüler und der
Erziehungsberechtigten der Schüler mit be-
schließender Stimme an.

(4) Die Vertreter der Lehrer sind von der
Schulkonferenz aus dem Kreis der vollbe-

schäftigten Lehrer, die Vertreter der Schüler
von den Klassensprechern aus deren Kreis und
die Vertreter der Erziehungsberechtigten der
Schüler von den Erziehungsberechtigten aus
deren Kreis zu wählen. An Schulen mit nicht
mehr als drei Klassen kommt den Klassen-
sprechern gleichzeitig die Funktion als Vertre-
ter der Schüler im Schulgemeinschaftsaus-
schuß zu. An Schulen mit weniger als drei Klas-
sen ist (sind) darüberhinaus ein bzw. zwei wei-
tere(r) Schülervertreter von den Schülern aus
deren Kreis zu wählen.“

48. Der Abs. 8 des § 90 hat zu lauten:
„(8) Der Schulgemeinschaftsausschuß ist be-

schlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mit-
glieder mit beschließender Stimme und min-
destens je ein Vertreter der Lehrer, der Schüler
und der Erziehungsberechtigten anwesend sind.
Zu einem Beschluß des Schulgemeinschafts-
ausschusses ist die Mehrheit der Stimmen der
anwesenden Mitglieder erforderlich. Davon ab-
weichend ist für einen Beschluß nach Abs. 2 lit. a
Z. 1 die Anwesenheit von mindestens je zwei
Dritteln der Vertreter der Lehrer, der Schüler und
der Erziehungsberechtigten sowie eine Mehrheit
von mindestens zwei Dritteln der in jeder Grup-
pe abgegebenen Stimmen erforderlich. Stimm-
enthaltung gilt in allen Fällen als Ablehnung.“

49. Die Überschrift des § 92 hat zu lauten:
„Anwendung des Allgemeinen Verwal-

tungsverfahrensgesetzes 1991“
50. Im Abs. 1 des § 92 wird das Zitat „Allge-

meinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950“
durch das Zitat „Allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes 1991“ ersetzt.

51. § 93 hat zu lauten:

„§ 93
Eigenberechtigte Schüler

(1) Bei eigenberechtigten Schülern gelten die
Bestimmungen des § 14 Abs. 2 und 3, § 40
Abs. 3, § 60 Abs. 1, § 64 Abs. 3, § 79 Abs. 3,
§ 83 Abs. 2, 6 und 7 und § 91 Abs. 2 statt für den
Erziehungsberechtigten für den Schüler selbst.

(2) Die Bestimmungen des § 42, § 70 Abs. 2
und § 82 gelten nicht für eigenberechtigte
Schüler.“

52. § 95 hat zu lauten:

„§ 95
Schulversuche

(1) Die Landesregierung kann zur Erpro-
bung neuer pädagogischer und schulorganisa-
torischer Maßnahmen abweichend von den
Bestimmungen dieses Gesetzes und der dazu
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erlassenen Verordnungen innerhalb des für Be-
rufs- und Fachschulen grundsatzgesetzlich
festgelegten Rahmens die Durchführung von
Schulversuchen an öffentlichen Berufs- und
Fachschulen anordnen.

(2) An privaten Berufs- und Fachschulen mit
Öffentlichkeitsrecht bedarf die Durchführung
von Schulversuchen der Bewilligung der Lan-
desregierung. Die Bewilligung ist unter den
Voraussetzungen nach Abs. 3 zu erteilen.

(3) Schulversuche dürfen nur im unum-
gänglich notwendigen Ausmaß durchgeführt
werden. Sie dürfen von den Bestimmungen
dieses Gesetzes und der dazu erlassenen Ver-
ordnungen nur insoweit abweichen, als dies im
Hinblick auf den jeweiligen Versuchszweck
begründet ist.“

53. Im Abs. 1 des § 97 haben die Z. 3 und 4
zu lauten:

„3. drei von der Bauernkammer zu entsen-
dende Vertreter;

4. ein von der Landarbeiterkammer zu ent-
sendender Vertreter;“

54. Der Abs. 5 des § 101 hat zu lauten:
„(5) Die Kanzleigeschäfte des Schulbeirates

sind vom Amt der Tiroler Landesregierung zu
besorgen.“

55. Der Abs. 1 des § 103 hat zu lauten:
„(1) Die Landesregierung hat mit der Durch-

führung der Schulaufsicht Bedienstete des Am-
tes der Tiroler Landesregierung, die die Be-
fähigung und eine mehrjährige Praxis als land-
und forstwirtschaftliche Lehrer besitzen, zu be-
trauen. Darüberhinaus können mit der Durch-
führung der Schulaufsicht auch land- und
forstwirtschaftliche Lehrer, die diese Voraus-
setzungen erfüllen, betraut werden.“

56. Der Abs. 1 des § 104 hat zu lauten:
„(1) Erziehungsberechtigte (Lehrberechtig-

te), die ihrer Verpflichtung nach § 42 nicht nach-
kommen, sowie eigenberechtigte Berufsschul-
pflichtige, die ihrer Berufsschulpflicht nicht
nachkommen, begehen eine Verwaltungsüber-
tretung und sind von der Bezirksverwaltungs-

behörde mit einer Geldstrafe bis zu 10.000,–
Schilling zu bestrafen.“

57. Im § 105 werden der Abs. 1 und die Ab-
satzbezeichnung  „(2)“ aufgehoben.

58.  Nach dem § 105 wird folgende Bestim-
mung als § 105a eingefügt:

„§ 105a
Geschlechtsspezifische Bezeichnung

Soweit in diesem Gesetz für personenbezo-
gene Bezeichnungen die männliche Form ver-
wendet wird, ist für den Fall, daß damit eine
Person weiblichen Geschlechts bezeichnet
werden soll, die entsprechende weibliche Form
zu verwenden.“

59. § 106 hat zu lauten:

„§ 106
Kundmachung von Verordnungen

Verordnungen auf Grund dieses Gesetzes,
die sich nur auf einzelne Berufs- oder Fach-
schulen beziehen, sind unbeschadet des § 9a
Abs. 4 und 5 vierter Satz und der sonst für die
Kundmachung von Verordnungen geltenden
Bestimmungen vom Schulleiter durch An-
schlag an der betreffenden Berufs- oder Fach-
schule kundzumachen. Solche Verordnungen
treten, soweit darin nichts anderes bestimmt ist,
mit dem Ablauf des Tages des Anschlages in
Kraft.“ Artikel II

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. September 1995
in Kraft.

(2) Die Z. 38 und 40 des Art. I treten für drei-
stufige Fachschulen mit 1. September 1997 und
für vierstufige Fachschulen mit 1. September
1998 in Kraft.

(3) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes nach dem bisherigen § 105 Abs. 1
bestehenden selbständigen Fachschulen blei-
ben bis zu ihrer Auflassung oder einer Ände-
rung ihrer Organisation auf Grund des § 21
Abs. 6 in der Fassung des Art. I Z. 14 selb-
ständige Fachschulen.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Gstrein
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